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Die Kanzlei BAUMANN Rechtsanwälte hat im Auftrag der Bürgerinitiative für Strah-
lenschutz (BISS e.V.) am 28.8.2013 ein Kurzgutachten zur Abwägungsrelevanz 
des Umgangs und der Lagerung von radioaktiven Stoffen am Standort Braun-
schweig/Thune im Rahmen der Bauleitplanung erstattet. Zwischenzeitlich liegen 
erste gerichtliche Aussagen zur Standortproblematik vor. Die Kanzlei BAUMANN 
Rechtsanwälte ist deshalb von der BISS e.V. gebeten worden, ein weiteres Gut-
achten zu den rechtlichen Anforderungen an eine Bauleitplanung am Industrie-
standort Braunschweig/Thune zu erstellen. 

Schwerpunkt der gutachterlichen Betrachtung sollen hierbei insbesondere die 
sich aus einem Urteil des Verwaltungsgerichts Braunschweig vom 11.9.2013 
ergebenden Aussagen sein. Darüber hinaus soll zu konkret in der Abwägung zu 
beachtenden Belangen und denkbaren Planungsmöglichkeiten Stellung genom-
men werden. 

Das Gutachten stellt im ersten Teil die konkrete planerische Situation sowie be-
reits vorliegende gerichtliche und sonstige Äußerungen offizieller Stellen zum 
konkreten Standort genauer dar (I.). Im Anschluss werden die Anforderungen an 
eine Bauleitplanung zur Auflösung oder Eindämmung der bestehenden Gemen-
gelage erläutert (II.) und grundsätzliche Planungsmöglichkeiten kurz dargestellt 
(III). 

I. Sachverhalt 

Dem Gutachten liegt dabei ein umfänglicher Sachverhalt zu Grunde. Aus-
gewertet wurden insbesondere die bestehenden zeichnerischen und textli-
chen Festsetzungen der bestehenden Bebauungspläne, spätere Aufstel-
lungsbeschlüsse und deren Aufhebung sowie Schriftverkehr der Stadt 
Braunschweig mit der Eckert & Ziegler AG. Im Folgenden sollen nur die 
wesentlichen Aspekte näher dargestellt werden, so insbesondere die be-
stehende bauplanungsrechtliche Situation, Planungsversuche der Stadt 
Braunschweig in der Vergangenheit sowie die Entwicklungsabsichten der 
ortsansässigen Unternehmen. Des Weiteren wird auf das Urteil des Ver-
waltungsgerichts Braunschweig vom 11.9.2013 eingegangen und eine Stel-
lungnahme der Entsorgungskommission vom 12.7.2013 einbezogen. 

1. Bestehende Bebauungspläne TH 18 und WE 18 

Die für den Umgang und die Lagerung mit radioaktiven Abfällen so-
wie für die Herstellung von Radiopharmaka und industriellen Strah-
lenquellen genutzten Flächen liegen im Geltungsbereich rechtskräfti-
ger Bebauungspläne. 
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a. Bebauungsplan TH 18 

Der im Jahr 1976 aufgestellte Bebauungsplan TH 18 setzt in-
nerhalb seines Geltungsbereichs vorwiegend Industriegebiets-
flächen, vereinzelt auch Gewerbeflächen fest. 

Die Flächen sind bisher vor allem auf den an den benachbarten 
Bebauungsplan WE 18  angrenzenden Industrieflächen im 
Zentrum des Plangebiets, auf denen sich von  der Firma Eckert 
& Ziegler genutzte Hallengebäude befinden, bebaut. Im Übrigen 
werden die Grundstücke im Plangebiet landwirtschaftlich ge-
nutzt.  

Im Flächennutzungsplan in der aktuell geltenden Fassung sind 
etwa 50 % der Industrieflächen im westlichen und nördlichen 
Bereich sowie die Gewerbefläche als Flächen für die Landwirt-
schaft ausgewiesen. Die übrigen Flächen sind als Gewerbeflä-
chen eingeordnet. Die Verkleinerung der für eine Bebauung 
vorgesehenen Fläche erfolgte im Zuge der 49. Änderung des 
Flächennutzungsplanes, mit der gewerbliche Bauflächen am 
Waller See ausgewiesen wurden und dabei zugleich die Ent-
scheidung getroffen wurde, den Industriestandort Thune-West 
wegen anderweitig vorhandener, vorteilhafterer Flächen nicht 
weiter zu entwickeln.  

b. Bebauungsplan WE 18 

Östlich des Plangebiets TH 18 befindet sich der aus dem Jahre 
1969 stammende Bebauungsplan WE 18 der ehemals eigen-
ständigen Gemeinde Wenden. Der Bebauungsplan setzt vor-
wiegend ein Industriegebiet fest, lediglich ein Streifen am östli-
chen Rande des Plangebiets ist als Mischgebiet ausgewiesen. 
Die ausgewiesenen Industrieflächen bilden den Kern der im 
Bestand ausgeübten Nutzungen durch die Firmen Firmen 
Buchler GmbH, GE Healthcare Buchler GmbH & Co. KG sowie 
Eckert und Ziegler Nuclitec GmbH und sind zu einem großen 
Teil bebaut. Noch für eine Nutzung denkbare, bisher unbebaute 
Flächen befinden sich im nördlichen und östlichen Bereich des 
Plangebiets. Die als Mischgebiet eingeordneten Flächen sind 
mit einem dreistöckigen Mietshaus sowie einem großen Park-
platz bebaut. 

Im Norden und Osten grenzen allgemeine und reine Wohnge-
biete an. 
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Der bestehende Flächennutzungsplan sieht für die bisherigen 
Industrieflächen Gewerbeflächen vor, der bisherige Mischge-
bietstreifen ist dort als Wohnbaufläche ausgewiesen. 

Die verkehrliche Erschließung der Industrieflächen beider Pläne 
erfolgt im Wesentlichen über die Harxbütteler Straße und die 
angrenzenden Wohngebiete. 

2. Planungsversuche der Stadt Braunschweig 

Die Stadt Braunschweig hat verschiedene Versuche unternommen, 
eine Bauleitplanung für den bestehenden Standort zur Steuerung 
seiner weiteren Entwicklung aufzustellen. 

a. Aufstellungsbeschlüsse 2010 

Am 26.02.2010 fasste der Rat der Stadt Braunschweig zwei 
Aufstellungsbeschlüsse über die Teilaufhebung der Bebau-
ungspläne TH 18 und WE 18 'Gieselweg', TH 21 und die Ände-
rung von Teilen der Bebauungspläne TH 18 und WE 18 (neu 
WE 60) mit dem Ziel, das Maß der baulichen Nutzung entspre-
chend der bestehenden Ausnutzung festzusetzen. Grund war, 
dass der industrielle Standort in Thune-West nicht weiterentwi-
ckelt werden sollte. 

Zur Begründung wurde ausgeführt, mit der Eingemeindung hät-
ten sich die Entwicklungsmöglichkeiten für Gewerbe- und In-
dustriestandorte an die gesamtstädtischen Möglichkeiten ange-
passt. Es würden die Gewerbegebiete Waller See und Hanse-
straße-West entwickelt, die hinsichtlich der verkehrlichen An-
bindung und der notwendigen Abstände zu schützenswerten 
Nutzungen bessere Voraussetzungen böten. Der Industrie-
standort in Thune-West entspreche nicht mehr den heutigen 
Anforderungen an die städtebauliche Einordnung von emissi-
onsträchtigen Gewerbe- oder Industriegebieten. Der Standort 
sei sowohl im Osten als auch im Norden von Thuner Wohnbe-
bauung begrenzt. Auch südlich des Mittellandkanals befinde 
sich mittlerweile überwiegend Wohnbebauung. Zudem bestün-
de der Zwang, dass die verkehrliche Erschließung in jedem Fall 
durch Wohngebiete erfolgen müsse. 

Unter Hinweis auf die bereits erfolgte Verkleinerung der als be-
baubar ausgewiesenen Flächen durch die 49. Änderung des 
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FNP äußerte die Stadt die Überzeugung, dass die durch die 
bestehenden Bebauungspläne TH 18 und WE 18 gegebenen 
industriellen Nutzungsmöglichkeiten an dieser Stelle nicht wei-
ter entwickelt werden sollen, da es im Stadtgebiet an geeigne-
terer Stelle Ansiedlungsmöglichkeiten gebe. Die bestehenden 
planungsrechtlichen Möglichkeiten sollten deshalb aufgehoben 
und die ungenutzten Flächen wieder dem Freiraum zugeschla-
gen und damit entsprechend der aktuellen Nutzung festge-
schrieben werden. 

Die Stadt Braunschweig verwies ferner darauf, dass vor allem 
der östliche Teil des Gesamtstandortes aktuell genutzt werde 
und es unrealistisch erscheine, diese Nutzung zu verlagern, 
weshalb in diesem Bereich die gewerbliche Nutzung planungs-
rechtlich in ihrem Bestand festgeschrieben werde. Da die Be-
standsnutzungen im Geltungsbereich der Bebauungspläne als 
gewerblich eingeordnet wurden, sollten Gewerbegebiete unter 
Beibehaltung des aktuellen Maßes der baulichen Nutzung aus-
gewiesen werden. 

b. Aufhebungsbeschlüsse 2010 

Mit Beschlüssen vom 28.05.2010 wurden die Aufstellungsbe-
schlüsse sowie die parallel beschlossene Veränderungssperre 
wieder aufgehoben. 

Zur Begründung gab der Stadtrat an, durch die gefassten Auf-
stellungsbeschlüsse und die Veränderungssperren seien die 
Weiterentwicklung und der langfristige Bestand der Firmen 
Buchler GmbH, GE Healthcare Buchler GmbH & Co. KG sowie 
der Firma Eckert und Ziegler Nuclitec GmbH gefährdet. Be-
triebsverlagerungen wären mittelfristig absehbar und würden zu 
einem Verlust von voraussichtlich über hundert hochqualifizier-
ten Arbeitsplätzen in Braunschweig führen. Durch die synerge-
tische Nutzung des Standortes (u. a. gemeinsame Energiever-
sorgung) bestehe zwischen den Firmen eine enge betriebswirt-
schaftliche Verflechtung.  Die Firma Eckert und Ziegler Nuclitec 
GmbH verarbeite derzeit an diesem Standort schwach radioak-
tive Abfälle und plane eine Investition von 20 Mio. Euro in eine 
neue Produktionshalle. Aufgrund der bestehenden relativ un-
günstigen Erschließungssituation sowie der in unmittelbarer 
Nachbarschaft anschließenden Wohngebiete und der damit 
einhergehenden möglichen Konflikte habe sich die Firma Eckert 
& Ziegler am 3. Juni 2010 der Stadt Braunschweig gegenüber  
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verpflichtet, dass sie auch zukünftig keinen problembehafteten 
radioaktiven Abfall aus der Asse oder aus anderen Quellen 
verarbeiten oder lagern werde. Sie schließe weitergehend aus, 
dass eine qualitative Ausweitung der Nutzung vorgesehen oder 
beantragt werde. Eine Verschlechterung der Emissionssituation 
werde daher nicht eintreten, eine quantitative Ausweitung der 
Arbeiten bleibe aber möglich. Die Firma Eckert & Ziegler werde 
sicherstellen, dass diese Zusicherung auch von ihren Rechts-
nachfolgern eingehalten werde. 

Vor dem Hintergrund dieser Erklärung zum Schutz der Wohn-
bevölkerung und der Bedeutung der ansässigen Firmen für den 
Wirtschaftsstandort Braunschweig sei eine Aufhebung der Pla-
nungsbeschlüsse insgesamt zu vertreten. 

c. Aufstellungsbeschluss 2011 

Der Rat der Stadt Braunschweig hat dann im darauffolgenden 
Jahr am 13.12.2011 die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
„Gieselweg/ Harxbütteler Straße“ beschlossen. Planerisches 
Ziel sollte unter anderem die Neuregelung der Zulässigkeit von 
Nutzungen für Anlagen zur Behandlung von Abfällen sein. Es 
war beabsichtigt, den Übergang zur angrenzenden Wohnbe-
bauung zukünftig durch eine Grünfläche und ein eingeschränk-
tes Gewerbegebiet neu zu organisieren. Dabei sollten die be-
stehenden und genehmigten Nutzungen der angrenzenden Be-
triebe nicht eingeschränkt werden. Konkret sollten in dem ge-
planten Gewerbegebiet bauliche oder sonstige Anlagen, die der 
Lagerung, Verwertung, Weiterverarbeitung oder Beseitigung 
von Abfällen oder zur Vorbereitung dieser Maßnahmen dienen, 
unzulässig sein. Abfälle im Sinne dieser Festsetzungen sollten 
alle Stoffe oder Gegenstände sein, derer sich ihr Besitzer ent-
ledigt, entledigen will oder entledigen muss, auch soweit die 
Anwendung des Abfallrechts gemäß § 2 Abs. 2 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG) ausgeschlossen ist. 

Anlass hierfür war ein Bauantrag der Firma Eckert & Ziegler am 
Standort Thune betreffend ein bisher landwirtschaftlich genutz-
tes Grundstück im Geltungsbereich des bestehenden Bebau-
ungsplans TH 18. Der Bauantrag wurde nach Bekanntmachung 
des Aufstellungsbeschlusses mit Bescheid vom 5.1.2012 für ein 
Jahr zurückgestellt. In seiner Sitzung am 28. Februar 2012 be-
schloss der Rat zudem eine Veränderungssperre zur Sicherung 
der Planungsziele. 
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Vorangegangen war eine öffentliche Debatte, in der seitens der 
Anwohner in unmittelbarer Nachbarschaft erhöhte gesundheitli-
che Belastungen durch die Verarbeitung von teilweise radioak-
tiv belasteten Abfällen durch ansässige Firmen befürchtet wur-
den. Die Stadt Braunschweig hatte deshalb beschlossen, den 
Standort hinsichtlich der zulässigen Nutzungen einer Überprü-
fung zu unterziehen. Die Stadt Braunschweig ging hierbei nach 
ihrer vorläufigen Planbegründung aus dem Jahre 2011 (wieder) 
davon aus, dass der bestehende Standort mit seiner unmittel-
baren Nähe zu Wohngebieten nicht mehr heutigen planerischen 
Anforderungen insbesondere an den vorbeugenden Immissi-
onsschutz entspricht. Deshalb sollten die aufgrund der rechts-
verbindlichen Bebauungspläne zulässigen Nutzungen überprüft 
werden, ohne den historisch gewachsenen Standort grundsätz-
lich in Frage zu stellen. 

3. Nutzungsabsichten der Fa. Eckert & Ziegler 

Mit dem Bauantrag erstrebt die Firma Eckert & Ziegler eine Bauge-
nehmigung für den Neubau eines ca. 1.800 m² großen und knapp 13 
m hohen Gebäudes zur Durchführung von Messung, Konditionierung 
und Verpackung schwach radioaktiver Abfälle aus Medizin, Wissen-
schaft und Industrie.  

Nach ihren eigenen Angaben (vgl. nachfolgend Schreiben der Eckert 
& Ziegler AG vom 13.02.2012) ist die Firma Eckert & Ziegler Strah-
len- und Medizintechnik AG am Standort Thune mit 3 Unternehmen 
aktiv, die produktgruppenspezifisch in die Konzernstruktur eingebun-
den sind. Es handelt sich hierbei zunächst um die Eckert & Ziegler 
Radiopharma GmbH (EZR), die mit der Herstellung radiopharmazeu-
tischer Medikamente befasst ist (Konzerngeschäftsbereich Radi-
opharma). Des Weiteren ist die Firma Eckert & Ziegler Nuclitec 
GmbH (EZN) mit der Herstellung industrieller Strahlenquellen befasst 
(Konzerngeschäftsbereich Isotope Products). Die Firma Eckert & 
Ziegler Umweltdienste GmbH (UWD) beschäftigt sich mit der Konditi-
onierung von schwach radioaktiven Abfällen (Konzerngeschäftsbe-
reich Umweltdienste). Zum Geschäftsbereich Umweltdienste, aber 
nicht ansässig am Standort Thune, gehört des Weiteren das Kompe-
tenzzentrum für sichere Entsorgung GmbH (KSE), welches die Bera-
tung und Durchführung von Entsorgung auf Liegenschaften Dritter 
unternimmt. 

Die Firmen EZR, UWD und KSE greifen bei der Abwicklung ihrer Ge-
schäfte auf die bei der EZN vorhandene strahlenschutzrechtliche 
Umgangsgenehmigung zurück, ohne eine eigene zu besitzen. 
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Das neu beantragte Bauvorhaben soll der UWD für den Bereich der 
Konditionierung von radioaktiven Abfällen aus Medizin, Forschung 
und Industrie (auch kerntechnische Anlage und europaweite Akquirie-
rung) dienen. Eine Annahme und Behandlung von Kernbrennstoffen 
erfolgt nicht, wohl aber von den beim Umgang mit diesen Materialien 
anfallenden Sekundärabfällen. Hierbei werden radioaktiv kontaminier-
te Stoffe (also angestaubte oder anderweitig verunreinigte Materia-
lien) mit physikalischen Methoden so weit gereinigt, dass ihr Gehalt 
an Radioaktivität dem natürlich vorkommenden Niveau entspricht 
(Dekontamination und anschließende Freigabe). Sofern dies nicht 
möglich ist, werden die Materialien sicher verpackt und gelagert 
(Konditionierung und Zwischen- bzw. Endlagerung).  

Für welche Dauer eine Zwischenlagerung auf dem Gelände erfolgt, 
ist nicht genau bekannt. Nach den bestehenden Genehmigungen ist 
eine Lagerung bis maximal 3 Monate möglich bis zur Unterschreitung 
der Freimessgrenze. Eine längere Lagerung kann erfolgen, wenn ei-
ne Abgabe nach Leese nicht möglich ist. 

Nach Angaben der Firma entfallen auf den Geschäftsbereich Um-
weltdienste am Standort nur 5 % der Radioaktivität bei 1.100.000 kg 
Masse, wohingegen auf die übrigen Geschäftsbereiche 95 % der Ra-
dioaktivität entfielen, die gleichzeitig aber nur weniger als 50 kg (ein-
schließlich Kapselmaterial) an Masse aufwiesen. 

Eine qualitative Ausweitung der strahlenschutzrechtlichen Genehmi-
gung und damit eine Erstreckung auch auf hochradioaktive Materia-
lien wird nach den Darstellungen der Firma Eckert & Ziegler in ihrem 
Schreiben vom 13.2.2012 nicht angestrebt. Über einen rechtlich bin-
denden Vertrag mit der Stadt Braunschweig über einen Verzicht auf 
strahlenschutzrechtlich zulässige Aktivitätsausweitungen oder auf 
Beantragung einer qualitativen Änderung der gehandhabten Stoffe 
und Abfälle gibt es allerdings keine Erkenntnisse. Die Bedeutung ei-
nes solchen Vertrages im Rahmen der Bauleitplanung ist nicht Ge-
genstand der vorliegenden Betrachtungen. 

Die bisherige Messung, Behandlung, Konditionierung und Verpa-
ckung der Abfälle wird gegenwärtig auf dem von der Fa. GE 
Healthcare Buchler gemieteten Betriebsgelände unter beengten Be-
dingungen durchgeführt. Eckert & Ziegler gibt in dem o.g. Schreiben 
an, die genutzte Bausubstanz und die verwendeten Anlagen seien 
seit vielen Jahren nicht modernisiert worden. Die Platzverhältnisse 
seien beengt, die begrenzte Lagerkapazität im Bestandsbau führe 
dazu, dass die Container auf dem Freigelände bereitgestellt werden 
müssten. Im Vertrauen auf die Aufhebung der ersten Veränderungs-
sperre im Jahr 2010 habe die Firma das westlich angrenzende und 
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als Industriegebiet ausgewiesene, landwirtschaftlich genutzte Feld 
käuflich erworben, auf dem ein Hallenneubau geplant sei. Die UWD 
werde eine neue Umgangsgenehmigung beantragen, die auf maximal 
10 % der zum Standort erlaubten Umgangsaktivität ziele. Um das Ak-
tivitätsvolumen am Standort nicht zu erhöhen, könne die bestehende 
Genehmigung der EZN gegebenenfalls um diesen Betrag reduziert 
werden. Die bisher für die Umweltdienste genutzten Flächen könnten 
nach Realisierung des Bauvorhabens für die beiden übrigen Ge-
schäftsbereiche genutzt werden.  

In der als Bestandteil der Planung vorgesehenen Bereitstellungshalle 
sollen vorübergehend Container (vor und nach der Bearbeitung) ge-
lagert werden. Diese Lagerung erfolge bisher auf einer Freifläche des 
aktuellen Standorts. Eine "langfristige Zwischenlagerung" solle nicht 
erfolgen, hierfür sei vielmehr das Zwischenlager in Leese vorgese-
hen. Diese Aussage darf durchaus bezweifelt werden, da nach Anga-
ben sowohl des Gewerbeaufsichtsamts Braunschweig als auch der 
EZN die Lagerkapazitäten im Zwischenlager Leese erheblich be-
schränkt sind und deshalb praktisch in keiner Weise ausgeschlossen 
werden kann, dass es zu einer längeren Lagerung von Containern 
am Standort Braunschweig/Thune kommt. 

Wie oben bereits dargestellt, stellte die Stadt Braunschweig den Bau-
antrag zunächst zurück und lehnte das Vorhaben dann unter Verweis 
auf die beschlossene Veränderungssperre ab. Die Erteilung einer 
Ausnahme wurde später ebenso wie die Baugenehmigung mit jeweils 
gesondertem Bescheid verweigert. 

4. Urteil des Verwaltungsgerichts Braunschweig 

Die Firma Eckert & Ziegler wandte sich hierauf im Klagewege gegen 
die ablehnenden Entscheidungen der Stadt. Im Verfahren vor dem 
Verwaltungsgericht Braunschweig begehrte die Klägerin die Erteilung 
einer Baugenehmigung mit der Behauptung, die beschlossene Ver-
änderungssperre sei rechtswidrig. Hilfsweise wurde die Erteilung ei-
ner Ausnahme verlangt. 

Mit Urteil vom 11.9.2013 verpflichtete das Verwaltungsgericht Braun-
schweig die Stadt Braunschweig, über den Bauantrag der Klägerin 
unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu ent-
scheiden (VG Braunschweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 A 1311/12). In 
der Begründung der Entscheidung führte das Verwaltungsgericht u.a. 
Folgendes aus: 
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Die beschlossene Veränderungssperre sei rechtmäßig, insbesondere 
könne die zu sichernde Planung nicht als unzulässige Verhinde -
rungsplanung eingeordnet  werden. 

Erforderlich i. S. von § 1 Abs. 3 BauGB sei ein Bebauungsplan dann, 
wenn ihm eine planerische Konzeption der Gemeinde zugrunde liegt. 
Die getroffenen (bzw. beabsichtigten) Festsetzungen müssten in ihrer 
eigentlichen Zielsetzung heute und hier gewollt und erforderlich sein. 
Sie dürften nicht nur das vorgeschobene Mittel sein, um einen Bau-
wunsch zu durchkreuzen. Letzteres könne nicht schon dann ange-
nommen werden, wenn die negative Zielrichtung im Vordergrund ste-
he. Auch eine zunächst nur auf die Verhinderung einer - aus der Sicht 
der Gemeinde - Fehlentwicklung gerichtete Planung könne einen In-
halt haben, der rechtlich nicht zu beanstanden ist (vgl. VG Braun-
schweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 A 1311/12, Rn. 31 - juris). 

Das Anliegen, eine Ausweitung des Betriebs zur Konditionierung 
schwach radioaktiver Abfälle zu verhindern, sei nicht zum ausschließ-
lichen Gegenstand und Ziel der Planung erhoben worden, auch wenn 
derzeit die Absicht bestehe, mit Mitteln des Planungsrechts im Rah-
men des Zulässigen eine Betriebserweiterung im Unternehmensbe-
reich Umweltdienste zu unterbinden. Die Planung verfolge aber auch 
weitere Ziele, so z.B. die Umwandlung der bisherigen Industriege-
bietsflächen in Gewerbegebietsflächen und die Festsetzung immissi-
onswirksamer flächenbezogener Schallleistungspegel zum Schutz 
der benachbarten Wohnflächen (vgl. VG Braunschweig, Urteil vom 
11.09.2013, 2 A 1311/12, Rn. 35 - juris). 

Ein weiterer Planungsschwerpunkt liegt nach Auffassung des Verwal-
tungsgerichts Braunschweig darin, bauliche oder sonstige Anlagen, 
die der Lagerung, Verwertung oder Weiterverarbeitung von Abfällen 
dienen, auszuschließen, um so eine Erhöhung von „Belastungen“ für 
die Nachbarschaft zu vermeiden. Auch wenn es hier um Emissionen 
schwach radioaktiver Strahlung geht, deren Regelung nicht in das 
Regime des Baurechts fällt, sondern im Rahmen der zusätzlich erfor-
derlichen Genehmigung nach der Strahlenschutzverordnung zu beur-
teilen ist, kann ein Planungsbedürfnis für den Ausschluss anderer, 
stark emittierender Abfallbetriebe im Hinblick auf den in § 50 BIm-
SchG verankerten Trennungsgrundsatz nicht verneint werden. Der 
Trennungsgrundsatz soll dabei auch für die Änderung von Bauleitplä-
nen gelten, die vor Inkrafttreten des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes verabschiedet wurden, weil durch den er-
setzenden neuen Bebauungsplan die frühere Rechtslage ihre Ver-
bindlichkeit verliert (vgl. VG Braunschweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 
A 1311/12, Rn. 36 unter Verweis auf OVG Münster, Beschluss vom 
02.06.2010, 7 A 295/09, juris).  
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Der Stadt ist es danach nicht verwehrt, möglichen F ehlentwick-
lungen durch Ansiedlung erheblich emittierender Bet riebe, die 
im Rahmen der Festsetzungen des bestehenden Bebauun gs-
plans in der Zukunft denkbar wären, schon heute pla nerisch 
entgegenzuwirken  (vgl. VG Braunschweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 
A 1311/12, Rn. 36). Zu den Möglichkeiten der planerischen Einwir-
kungen speziell wegen der durch die Fa. Eckert & Ziegler ausgeübten 
Tätigkeiten erklärt das Verwaltungsgericht Braunschweig (VG Braun-
schweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 A 1311/12, Rn. 37 - juris): 

 
„Bezogen auf die Unternehmen der Klägerin ist ein städtebauli-
ches Planungsbedürfnis ebenfalls nicht von vornherein zu ver-
neinen. Auch wenn sie angibt, eine Ausweitung ihrer strahlen-
schutzrechtlichen Genehmigung nicht zu beabsichtigen, zeigt 
der bisher geringe Ausnutzungsgrad bestehender Freigrenzen, 
dass sie im Rahmen der vorhandenen strahlenschutzrechtli-
chen Genehmigung ein Vielfaches der derzeit behandelten Ab-
fallmengen konditionieren könnte, wenn sie dazu Eigentum an 
weiteren Flächen im Plangebiet erwerben und darauf entspre-
chende Anlagen errichten würde. Eine erhebliche Ausweitung 
des Umgangs mit schwach-radioaktiven Stoffen im Rahmen der 
vorhandenen strahlenschutzrechtlichen Genehmigung wieder-
um kann ein Planungsbedürfnis nicht nur im Hinblick auf die 
damit möglicherweise verbundenen Verkehrsimmissionen aus-
lösen. Vielmehr gehört es auch zu den Aufgaben der Gemein-
de, im Rahmen der Bauleitplanung u. a. zu prüfen, ob ein 
Standort von Anlagen, in denen mit radioaktiven Stoffen umge-
gangen wird, für den vorgesehenen Zweck geeignet ist und ob 
die in Aussicht genommene Nutzung mit der Nutzung der Um-
gebung verträglich ist (vgl. BVerwG, Beschl. vom 12.12.1990 - 
4 NB 14/88 -, BRS 50 Nr. 44). Standortfragen sind damit Teil 
der planerischen Abwägung.“ 

 
Das Verwaltungsgericht betont den in Rechtsprechung und Schrifttum 
anerkannten Grundsatz, dass die Entscheidung, ob und in welcher 
Form und welchem Umfang eine Planung betrieben wird, grundsätz-
lich dem gerichtlich nicht überprüfbaren Planungsermessen der Ge-
meinde obliegt und das Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit 
praktisch nur bei groben und einigermaßen offensichtlichen Missgrif-
fen eine Schranke der Planungsbefugnis darstellt. Es schlussfolgert 
(VG Braunschweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 A 1311/12, Rn. 38 - ju-
ris):  

„Das kann im Hinblick auf eine Planung, welche die Ausnutzung 
des planerisch zulässigen Störpotenzials eines großflächigen 
Industriegebiets in unmittelbarer Nachbarschaft zu einem 
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Wohngebiet durch Einschränkungen der städtebaulichen Mög-
lichkeiten zu reduzieren sucht, nicht festgestellt werden.“ 

Das Gericht hält es insbesondere nicht für ausgesch lossen, 
dass die Planung der Stadt Braunschweig ohne Abwägu ngsfeh-
ler auch unter Berücksichtigung des Entwicklungsint eresses der 
Fa. Eckert und Ziegler eine erhebliche Ausweitung d es Umgangs 
mit schwach radioaktiven Stoffen im Plangebiet aus städtebauli-
chen Gründen künftig ausschließt. 

Den Willen, dies zu tun, konnte das Verwaltungsgeri cht Braun-
schweig dem von ihm überprüften Vorentwurf zum Beba uungs-
plan nicht entnehmen.  

Der bisher beabsichtigte Bebauungsplan verfolge vielmehr nur das 
Ziel der Neuregelung der Zulässigkeit von Nutzungen für Anlagen zur 
Behandlung von Abfällen, um die Belastungen für die angrenzenden 
schutzwürdigen Wohnstandorte und die südlich des Mittellandkanals 
befindliche Schule bei einem Ausbau des gewerblich-industriellen 
Standorts in Thune nicht weiter zu erhöhen (VG Braunschweig, Urteil 
vom 11.09.2013, 2 A 1311/12, Rn. 40 ff. - juris).  

Von dem beabsichtigten Hallenneubau und dessen Nutzung gingen 
zwar Geräusche und Abgase aus, die allerdings die planungsrechtli-
che Relevanzschwelle offensichtlich bei Weitem unterschritten. Hin-
sichtlich der Immissionen in Gestalt schwach radioaktiver Strahlung 
verwies das Verwaltungsgericht auf den klar dokumentierten man-
gelnden Planungswillen der Stadt. Zugleich stellte das Gericht darauf 
ab, dass in die neue Halle lediglich solche Arbeiten verlagert werden 
sollen, die bereits bisher in einer alten, technisch überholten Halle 
durchgeführt werden, dass noch im Freien aufgestellte Container mit 
schwach radioaktivem Material in der alten Halle untergebracht wer-
den sollen und dass beabsichtigt sei, die strahlenschutzrechtliche 
Umgangsgenehmigung für die bisherige Halle in der Kapazität in Ab-
sprache mit der Aufsichtsbehörde entsprechend zu reduzieren. Des-
halb sei mit Errichtung und Nutzung der neuen Halle eine Erhöhung 
von Belastungen baurechtlich oder strahlenschutzrechtlich relevanter 
Immissionen zunächst nicht verbunden. Allerdings würde die neue 
Halle gegenüber der alten eine Kapazitätsausweitung um 50 % er-
möglichen, was zu einer Erhöhung der Ausnutzung der Freigrenzen 
von 10 % auf 10,25 % bzw. bezogen auf die Abfallkonditionierung 
von 0,5 % auf 0,75 % führe. Insgesamt betrachtet nahm das Verwal-
tungsgericht Braunschweig an, dass das konkrete Vorhaben der Fir-
ma Eckert & Ziegler in Form eines Hallenneubaus im Geltungsbe-
reich der erlassenen Veränderungssperre jedenfalls nicht zu einer 
Erhöhung der Belastungen führen würde und damit eine Ausnahme 
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von der Veränderungssperre zu erlassen sei, da das Vorhaben den 
Grundzügen der Planung nicht zuwiderlaufe. 

Soweit der beabsichtigte Bebauungsplan also auch mi t dem Ziel 
aufgestellt wurde, das konkret geplante Vorhaben de r Fa. Eckert 
& Ziegler zu verhindern, erwies er sich als zu dies em Zweck un-
geeignet. 

Hinsichtlich der für die Erteilung einer Ausnahme zu berücksichtigen-
den Gesichtspunkte wies das Verwaltungsgericht Braunschweig auf 
Folgendes hin (VG Braunschweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 A 
1311/12, Rn. 51 - juris): 

„Für die Zulassung einer Ausnahme spricht, dass die Klägerin 
im Vertrauen auf den künftigen Bestand der Bebauungspläne 
TH 18 und WE 18 erhebliche Investitionen getätigt hat, um sich 
an diesem Standort niederzulassen. Zwar besteht einerseits 
kein Rechtsanspruch darauf, dass eine vorgefundene Pla-
nungssituation auf Dauer Bestand hat, andererseits kann eine 
Gemeinde aber im Fall einer teilweisen Planänderung ihr Pla-
nungsermessen nicht so frei ausüben, wie bei der Neuaufstel-
lung eines Bebauungsplans, weil das Vertrauen eines Betroffe-
nen in die bisherigen Festsetzungen grundsätzlich umso 
schutzwürdiger und stärker zu gewichten ist, je weiter sie reali-
siert worden sind. Deshalb muss die Gemeinde im Rahmen der 
vorzunehmenden Abwägung den Interessen eines bereits im 
Plangebiet ansässigen Unternehmens am Fortbestand und der 
Entwicklung seines Betriebes ausreichend Rechnung tragen 
(…). Denn das damit verbundene Eigentumsinteresse hat er-
hebliches Gewicht. Zudem verlangt die Beachtung der Belange 
der Wirtschaft (vgl. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 8 a BauGB) mehr 
als nur die Berücksichtigung des durch Art. 14 GG garantierten 
Bestandsschutzes; sie beinhaltet vielmehr auch die Abwägung 
von Kapazitätserweiterungen und Modernisierungen von Anla-
gen, die zur Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit notwendig sind 
(…). Das gilt auch zugunsten der Klägerin.“ 

Schließlich hat das Verwaltungsgericht Braunschweig noch darauf 
aufmerksam gemacht, dass die durch die Stadt Braunschweig im 
Verfahren als möglich bezeichnete Verkleinerung des Plangebietes 
mit der Folge, dass dem Baugrundstück nachträglich die Baulandqua-
lität genommen würde, „schlechterdings ausgeschlossen“ erscheine. 
Ein solcher Bebauungsplan wäre nach Ansicht des Verwaltungsge-
richts offensichtlich rechtsfehlerhaft, weil er dem Bestands- und Ver-
trauensschutz der Betriebe, die sich dort mit hohen Kosten angesie-
delt und Eigentum erworben hätten, nicht hinreichend Rechnung trü-
ge (VG Braunschweig, Urteil vom 11.09.2013, 2 A 1311/12, Rn. 50 - 
juris). Es wird davon ausgegangen, dass diese Aussage des Verwal-
tungsgerichts auf eine Verkleinerung des Plangebiets unter Beibehal-
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tung der bisherigen Begründung bezog. Sollte das Verwaltungsge-
richt diese Aussage allerdings ganz generell getroffen haben wollen, 
hat die Stadt Braunschweig Gelegenheit, diese dann in dieser Allge-
meinheit nicht zutreffende Aussage in der Berufungsinstanz korrigie-
ren zu lassen. 

5. Bewertung der Entsorgungskommission (ESK) 

Erst kürzlich hat sich, dies ist der Vollständigkeit halber zu erwähnen, 
die Entsorgungskommission im Rahmen der infolge der Ereignisse 
von Fukushima durchgeführten Stresstests für Anlagen und Einrich-
tungen der Ver- und Entsorgung in Deutschland zum hier interessie-
renden Standort geäußert (vgl. Stellungnahme der ESK vom 
11.07.2013, Stresstests für Anlagen und Einrichtungen der Ver- und 
Entsorgung in Deutschland, Teil 2: Lager für schwach- und mittelra-
dioaktive Abfälle, stationäre Einrichtungen zur Konditionierung 
schwach- und mittelradioaktiver Abfälle, Endlager für radioaktive Ab-
fälle). 

Die ESK sieht danach für den vorliegenden Standort konkreten Über-
prüfungsbedarf. Konkret heißt es (vgl. ESK, a.a.O., S. 30): 

„Am Standort Braunschweig betreibt die Eckert & Ziegler Nucli-
tec GmbH Konditionierungseinrichtungen und ein Zwischenla-
ger für radioaktive Abfälle. Diese Anlagen und Einrichtungen 
wurden in den ESK-Stresstest mit einbezogen. Am gleichen 
Standort werden durch die GE Healthcare Buchler GmbH & Co. 
KG aber auch Radiopharmaka in einer Einrichtung hergestellt, 
die – da sie keine Entsorgungsfunktion hat – nicht unter den 
ESK-Stresstest fällt. Die Möglichkeit des Zusammenwirkens 
von Freisetzungen radioaktiver Stoffe aus diesen Anlagen und 
Einrichtungen war daher von der ESK nicht zu untersuchen, 
sollte aber durch die zuständige Behörde betrachtet werden.  

Ähnliche Situationen wie am Standort in Braunschweig könnten 
auch an anderer Stelle auftreten, wenn mehrere Anlagen am 
gleichen Ort vorhanden sind. Dabei stellt sich die Frage, inwie-
weit ein Stressfall zu einer gleichzeitigen Einwirkung auf mehre-
re der am Ort vorhandenen Anlagen führen könnte, die insge-
samt zu einer deutlich höheren Auswirkung führt als in den typi-
sierten Rechnungen ermittelt wurde.“ 

Diese Ausführungen sprechen für sich. Die Empfehlun g der 
ESK, gerade das Zusammenwirken der verschiedenen Ge -
schäftsbereiche, die am vorliegenden Standort durch  verschie-
dene Firmen bedient werden, hinsichtlich des Zusamm enwir-
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kens von Freisetzungen radioaktiver Stoffe zu unter suchen, ist 
unbedingt ernst zu nehmen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die ursprüng-
lich in der Stellungnahme der ESK zu findende Bezeichnung des 
Standortes in Braunschweig als "Zwischenlager" am 18.10.2013 
durch die ESK zurückgenommen wurde. Hierbei wurde ausdrücklich 
darauf hingewiesen, dass dies die oben wiedergegebene Forderung 
nach einer weiteren behördlichen Prüfung der Sicherheit des Stand-
ortes nicht berührt.  

Nach den Angaben des niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz wird in Niedersachsen schwach und mittel-
radioaktiver Abfall im Abfalllager Gorleben (ALG) der Gesellschaft für 
Nuklearservice GmbH (GNS), im externen Zwischenlager am Kern-
kraftwerk Unterweser der Firma E.ON Kernkraft GmbH, im Lager für 
radioaktive Abfälle (LARA) auf dem Gelände des in Stilllegung befind-
lichen Kernkraftwerkes Stade der Firma E.ON Kernkraft GmbH, in 
Leese in einem betrieblichen Lager der Firma Eckert + Ziegler Nucli-
tec GmbH sowie in der Physikalisch Technischen Bundesanstalt 
(PTB) zwischengelagert.1 Dass der Standort der Firma Eckert & Zieg-
ler in Braunschweig nicht genannt wird, dürfte der Tatsache geschul-
det sein, dass der Standort nicht als Landessammelstelle eingeordnet 
ist, angesichts dessen, dass radioaktive Abfälle in Braunschweig aber 
tatsächlich in nicht unerheblichem Umfang „zwischengelagert“ wer-
den, wird hier die Öffentlichkeit aber nur unzureichend informiert.  

II. Anforderungen an eine Bauleitplanung - Schlussf olgerungen und Be-
wertungen 

Die Kanzlei BAUMANN Rechtsanwälte ist gebeten worden, den vorstehen-
den Sachverhalt unter Berücksichtigung insbesondere der Aussagen des 
Verwaltungsgerichts Braunschweig zu bewerten. Hierbei soll der Frage 
nachgegangen werden, welche Anforderungen an eine Neuentwicklung 
oder Fortentwicklung der Bauleitplanung aus rechtlicher Sicht zu stellen 
sind und über welche Planungsmöglichkeiten die Stadt Braunschweig ver-
fügt. 

                                                

1 
http://www.umwelt.niedersachsen.de/atomaufsicht_strahlenschutz/zwischenlager/
8189.html. 
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Auf Grundlage der oben wiedergegebenen Aussagen des Verwaltungsge-
richts Braunschweig ist zunächst festzustellen, dass der bisher vorliegende 
Vorentwurf des Bebauungsplans und die zur Sicherung seiner geplanten 
Inhalte erlassene Veränderungssperre nicht geeignet sind, das konkret in 
Rede stehende Neubauvorhaben zu verhindern. Die bisherige Planung ist 
damit ungeeignet, eine Verfestigung der im Bestand zulässigen Tätigkeiten 
durch Ausweitung auf weitere Flächen zu verhindern. 

Gleichwohl liegen in der gemeindlichen Planungshoheit ganz erhebliche 
Möglichkeiten, auf die weitere Entwicklung des bestehenden Standortes 
und der ihn umgebenden Wohnbebauung Einfluss zu nehmen.  

Unabhängig davon, ob für das aktuelle oder zukünftige Vorhaben eine Ge-
nehmigung nach der Strahlenschutzverordnung oder nach dem Atomge-
setz erforderlich ist, bedarf die Errichtung von baulichen Anlagen einer 
Baugenehmigung durch die zuständige Landesbehörde. Da eine entspre-
chende Konzentrationsregelung fehlt, wird weder die Baugenehmigung für 
die hier denkbaren Ausweitungen der bestehenden Aktivitäten (z.B. quanti-
tative und/oder qualitative Ausweitung der Konditionierung von radioaktiven 
Abfällen, Intensivierung der übrigen Geschäftsbereiche und - wegen der of-
fensichtlichen Ungeeignetheit des Standorts wenig wahrscheinlicher, aber 
theoretisch denkbarer - Zwischenlagerung von Kernbrennstoffen) durch ei-
ne strahlenschutz- oder atomrechtliche Genehmigung, noch die atom- bzw. 
strahlenschutzrechtliche durch die Baugenehmigung ersetzt (vgl. nur Hes-
sVGH, Urteil vom 3.2.2009, 3 A 1207/08, Rn. 47 - juris).  

Die atomrechtliche Genehmigung betrifft (lediglich) die Tätigkeit des Auf-
bewahrens oder Aufbereitens, nicht aber die Errichtung der Anlage als sol-
che. Sie ist keine Anlagengenehmigung, sondern eine tätigkeitsbezogene 
Genehmigung, die sich nicht auf die Errichtung, sondern nur auf den Be-
trieb eines Zwischenlagers oder einer sonstigen Anlage bezieht. Die Errich-
tung einer Anlage richtet sich nach Baurecht und bedarf einer baurechtli-
chen Genehmigung nach den jeweiligen Landesbauordnungen. Für ein und 
dasselbe Projekt sind danach regelmäßig zwei unterschiedliche Genehmi-
gungen erforderlich. Das Fehlen einer einheitlichen, die Errichtung und den 
Betrieb umfassenden atomrechtlichen Genehmigungspflicht ist rechtlich 
nicht zu beanstanden (vgl. zum Vorstehenden für den Fall eines Zwischen-
lagers von Kernbrennstoffen VGH Mannheim, Urteil vom 22.10.2002, 3 S 
1689/01, Rn. 22 m.w.N.– juris). 

Auf die Erteilung der Baugenehmigung kann die Stadt  Braunschweig 
unmittelbar Einfluss nehmen, indem sie die notwendi gen Standort-
voraussetzungen für bestimmte Nutzungen entweder sc hafft oder 
ausschließt und damit die Entwicklung ihres Stadtge bietes nach 
eigenen planerischen Vorstellungen steuert.  
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Hierbei stehen den Trägern der kommunalen Planungshoheit aus Art. 28 
Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz verschiedene städtebauliche Instrumente zur 
Verfügung. Ob die Voraussetzungen einer städtebaulichen Sanierung (§§ 
139 ff. BauGB bzw. §§ 171a ff. BauGB) vorliegend gegeben wären, ist nicht 
näher zu untersuchen, vielmehr sollen entsprechend des gutachterlichen 
Auftrages die Mittel der Bauleitplanung und das hierfür vorgesehene Siche-
rungsmittel der Veränderungssperre in den Blick genommen werden. 

Eine zukünftige Bauleitplanung muss dabei – neben den hier nicht zu be-
trachtenden sonstigen Anforderungen - allgemein formuliert zunächst den 
in der Rechtsprechung anerkannten Grundsätzen zur Unzulässigkeit einer 
reinen Negativplanung entsprechen, die nachfolgend unter 1. dargestellt 
werden. Des Weiteren sollte sich die Stadt ihren planungsrechtlichen Mög-
lichkeiten und Grenzen bewusst sein (dazu unter 2.). 

1. Ausschluss einer reinen Verhinderungsplanung 

Eine Bauleitplanung und ihre Sicherung durch Veränderungssperre 
müssen die hierfür geltenden Anforderungen erfüllen, insbesondere 
darf keine sog. Verhinderungsplanung vorliegen.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts scheidet 
eine Veränderungssperre als Sicherungsmittel aus, wenn sich das 
aus dem Aufstellungsbeschluss ersichtliche Planungsziel im Wege 
planerischer Festsetzungen nicht erreichen lässt, wenn der beabsich-
tigte Bauleitplan einer positiven Planungskonzeption entbehrt und der 
Förderung von Zielen dient, für deren Verwirklichung die Planungsin-
strumente des Baugesetzbuches nicht bestimmt sind, oder wenn 
rechtliche Mängel schlechterdings nicht behebbar sind (vgl. BVerwG, 
Beschluss vom 21.12.2005 , 4 BN 61/05, Rn. 3 unter Verweis auf 
BVerwG, Beschluss vom 21.12.1993, 4 NB 40.93, abgedruckt in 
NVwZ 1994, 685 m.w.N. - juris).  

Für die Annahme der geforderten positiven Planungskonzeption ist es 
erforderlich, aber auch ausreichend, dass die Stadt im Zeitpunkt des 
Erlasses der Veränderungssperre bereits positive Vorstellungen über 
den Inhalt des Bebauungsplans entwickelt hat. Dazu gehören insbe-
sondere Vorstellungen über die angestrebte Art der baulichen Nut-
zung der betroffenen Grundflächen. Eine Negativplanung, die sich 
darin erschöpft, einzelne Vorhaben auszuschließen, reicht nicht aus. 
Nicht erforderlich ist ein detailliertes und abgewogenes Planungskon-
zept (vgl. BVerwG, Beschluss vom 10.10.2007, 4 BN 36.07, Rn. 3 un-
ter Hinweis auf BVerwG, Urteile vom 10.09.1976, 4 C 39.74, abge-
druckt in BVerwGE 51, 121 und vom 19.02.2004,  4 CN 13.03, abge-
druckt in NVwZ 2004, 984 - juris).  
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Über einen Fall, welcher der vorliegenden Situation durchaus ver-
gleichbar ist, hatte der VGH Kassel zu entscheiden. Konkret ging es 
um einen Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung für die Errich-
tung eines Zwischenlagers für schwach radioaktive Abfälle auf einer 
industriellen Konversionsfläche. Die Gemeinde nahm den Bauantrag 
zum Anlass, einen die beabsichtigte Nutzung ausschließenden Be-
bauungsplan aufzustellen. Wie im vorliegenden Fall ging es hierbei 
nicht um Kernbrennstoffe, sondern um sonstige radioaktive Stoffe, 
insbesondere Sekundärabfälle aus Kernkraftwerken. Der Hessische 
Verwaltungsgerichtshof bestätigte die Ablehnung des Bauantrags auf 
Basis der erlassenen Veränderungssperre mit u.a. folgender Begrün-
dung (vgl. HessVGH, Urteil vom 3.2.2009, 3 A 1207/08, Rn. 69 
m.w.N. - juris): 

„Die Gültigkeit einer Veränderungssperre darf nicht von endgül-
tigen Aussagen zur Lösung von Nutzungskonflikten abhängig 
gemacht werden, die erst im weiteren Verlauf des Planungsver-
fahrens im Rahmen einer umfassenden Abwägung aller betrof-
fenen privaten und öffentlichen Belange und unter Berücksich-
tigung der Erkenntnisse aus der Behörden- und Öffentlichkeits-
beteiligung möglich sind. Änderungen einzelner Planungsvor-
stellungen nach Erlass der Veränderungssperre sind daher für 
deren Rechtmäßigkeit ohne Bedeutung, solange die Planungs-
konzeption der Gemeinde im Zeitpunkt ihres Erlasses hinrei-
chend konkretisiert und erkennbar ist, die darin zum Ausdruck 
kommende Grundkonzeption der Planung nicht aufgegeben 
worden ist und die mit der Veränderungssperre verfolgte Siche-
rungsfunktion fortbesteht (…). Dabei ist es der Zweck der Ver-
änderungssperre, eine bestimmte Bauleitplanung zu sichern. 
Sie darf nicht eingesetzt werden, um lediglich die Planungszu-
ständigkeit oder die Planungshoheit der Gemeinde zu sichern. 
Dies ist jedoch der Fall, wenn eine Gemeinde eine Verände-
rungssperre erlässt, um erst Zeit für die Entwicklung eines be-
stimmten Planungskonzepts zu gewinnen. Die "Absicht zu Pla-
nen" genügt nicht. Zwar kann der Wunsch, ein konkretes Bau-
vorhaben zu verhindern, das – legitime – Motiv für den Erlass 
einer Veränderungssperre sein. Eingesetzt werden darf dies In-
stitut jedoch nur, wenn die Gemeinde ein bestimmtes Pla-
nungsziel, und zwar ein "positives" Planungsziel, besitzt oder 
aus Anlass eines Bauantrages entwickelt und deshalb das Ent-
stehen vollendeter Tatsachen verhindern will (…).“  

Weiter heißt es (vgl. HessVGH, Urteil vom 3.2.2009, 3 A 1207/08, Rn. 
70 m.w.N. - juris): 

„Vielmehr darf die Gebietskörperschaft anlässlich eines Bau-
vorhabens und zum Zwecke der Verhinderung von diesem pla-
nerisch tätig werden. Festsetzungen in einem Bebauungsplan 
sind als "Negativplanung" nicht schon dann wegen Verstoßes  
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gegen § 1 Abs. 3 BauGB unwirksam, wenn ihr Hauptzweck in 
der Verhinderung bestimmter städtebaulich relevanter Nutzun-
gen besteht. Sie sind nur dann unzulässig, wenn sie nicht dem 
planerischen Willen der Gemeinde entsprechen, sondern nur 
vorgeschoben sind, um eine andere Nutzung zu verhindern 
(…). Dabei darf die Gemeinde ihre Bauleitpläne immer dann 
aufstellen, wenn es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB), wobei es in erster 
Linie auf die Sicht der Gemeinde selbst ankommt. Sie darf die 
städtebauliche Entwicklung in ihrem Gemeindegebiet bestim-
men und sich dabei grundsätzlich von "gemeindepolitischen" 
Motiven, die sich jederzeit ändern können, leiten lassen. Auf 
der Respektierung des Rechts der Gemeinde, ihre Bauleitpla-
nung – unter Beachtung der gesetzlichen Regeln – jederzeit 
nach ihren eigenen Vorstellungen zu betreiben, beruht auch die 
Rechtsprechung, nach der die Gemeinde sogar der Vollstre-
ckung aus einem rechtskräftigen Verpflichtungsurteil mit einem 
nachträglich geänderten Bauleitplan entgegentreten kann (…).“ 

Für die vorliegende Situation bedeutet dies, dass es der Stadt Braun-
schweig keinesfalls verwehrt ist, einen konkreten Bauantrag zum An-
lass zu nehmen, einen Bebauungsplan aufzustellen, der dem Antrag 
die rechtliche Grundlage entzieht. Will sie diesen Bebauungsplan mit 
einer Veränderungssperre sichern, muss spätestens zum Zeitpunkt 
des Erlasses der Veränderungssperre eine hinreichend bestimmte 
positive Planungskonzeption vorhanden sein, die zumindest die Art 
der baulichen Nutzung der überplanten Flächen bereits im Blick hat.  

Zwar ist es der Stadt Braunschweig nicht verwehrt, eine erstellte Pla-
nungskonzeption im laufenden Verfahren erst konkreter zu entwi-
ckeln, allerdings muss - vereinfacht ausgedrückt - bei Erlass der Ver-
änderungssperre klar sein, „wo die Reise hingehen soll“. Angesichts 
der wechselhaften und sich durchaus auch widersprechenden bishe-
rigen planerischen Aktivitäten der Stadt Braunschweig in Bezug auf 
die fraglichen Flächen ist anzunehmen, dass hier bisher ein klares 
Konzept noch nicht gefunden wurde. Hierfür sprechen auch die fest-
gestellten Differenzen zwischen den Festsetzungen des Flächennut-
zungsplans und den bestehenden bzw. geplanten Bebauungsplänen. 
Weitere widersprüchliche Aussagen, beispielsweise im Stadtentwick-
lungskonzept 2012, treten hinzu. 

Eine beabsichtigte Bauleitplanung und deren Sicherung durch eine 
Veränderungssperre scheitert jedenfalls nicht zwangsläufig daran, 
dass auf überplanten Flächen bestandsgeschützte Nutzungen vor-
handen sind, die den beabsichtigten Festsetzungen entgegenstehen. 
Der Stadt ist es nicht versagt, auch bereits überbaute Bereiche zu  



 

20 

 

überplanen und die Art der Nutzung lenkend zu verändern und diese 
einer differenzierteren Planung zu unterwerfen (vgl. HessVGH, Urteil 
vom 3.2.2009, 3 A 1207/08, Rn. 69 - juris). 

2. Reichweite und Grenzen der gemeindlichen Planung shoheit 

Im Hinblick auf die Frage, ob die Gemeinde berechtigt und nach Lage 
der Dinge gegebenenfalls auch verpflichtet ist, die mit der konkreten 
Nutzung der überplanten Grundstücke in Form der Konditionierung 
schwach radioaktiver Abfälle sowie der Produktion von industriellen 
Strahlungsquellen und Radiopharmaka verbundenen Auswirkungen 
in ihre Betrachtung einzustellen, hat die Kanzlei BAUMANN Rechtsan-
wälte bereits am 28.08.2013 ein Rechtsgutachten erstellt. 

Kernaussage war, dass die konkrete Nutzung des Planbereichs für 
die o.g. Zwecke zweifelsfrei abwägungsrelevant ist und damit eine 
Pflicht zur Ermittlung und Bewertung möglicher Gefährdungen durch 
radioaktive Strahlung besteht. Gefahren und Risiken durch radioakti-
ve Strahlung könnten und dürften in der Bauleitplanung nicht ausge-
blendet werden. Der Plangeber muss nach den gutachterlichen Aus-
führungen der Kanzlei BAUMANN Rechtsanwälte also prüfen, ob der 
Standort der Anlage für den vorgesehenen Zweck geeignet ist und ob 
die in Aussicht genommene Nutzung mit der Nutzung der Umgebung 
verträglich ist; dies gilt auch für eine Erweiterung oder Verfestigung 
eines bestehenden Standortes. Für die Prognose der Umgebungsver-
träglichkeit wurde eine Ermittlung und Bewertung auch von Sicher-
heitsrisiken unter Berücksichtigung möglicher Gefährdungsszenarien 
als zulässig und geboten angesehen. Des Weiteren wurde die erst-
malige Berücksichtigung des Trennungsgebotes bei Änderung der 
bestehenden Bebauungspläne angemahnt. Diese für den Auftragge-
ber wesentlichen Kernaussagen des Gutachtens werden nicht nur 
durch die - im Folgenden teilweise noch darzustellende - Rechtspre-
chung vollumfänglich gestützt, sondern auch durch die aktuelle Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts Braunschweig bestätigt: 

a. Standortfragen als Teil der planerischen Abwägung 

So hat das Verwaltungsgericht Braunschweig ganz klar formu-
liert, dass es auch zu den Aufgaben der Gemeinde gehört, im 
Rahmen der Bauleitplanung u. a. zu prüfen, ob ein Standort von 
Anlagen, in denen mit radioaktiven Stoffen umgegangen wird,  
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für den vorgesehenen Zweck geeignet ist und ob die in Aus-
sicht genommene Nutzung mit der Nutzung der Umgebung ver-
träglich ist. Standortfragen sind damit Teil der planerischen Ab-
wägung. 

b. Sicherheitsaspekte als Teil der planerischen Abwägung 

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hat den Gemeinden 
auch die Kompetenz zugesprochen, dass sie die mit der Errich-
tung von Zwischenlagern radioaktiver Abfälle aus dem Bundes-
gebiet und/oder dem Ausland, gleich welcher Herkunft, verbun-
denen Probleme bauleitplanerisch auch unter dem Gesichts-
punkt sicherheitsrelevanter Aspekte betrachten und mit in ihre 
Erwägungen einstellen, welche Chancen eine Neuorientierung 
des Plangebiets bei weiterer Zulassung derartiger Zwischenla-
ger hätte. Damit schwingt sich, so das Gericht, eine Kommune 
noch nicht - unzulässig - als Fachbehörde auf, da sie auch im 
Rahmen der Bauleitplanung mit in ihren Abwägungsprozess 
einzustellen hat, welche Auswirkungen bestimmte Nutzungen 
auf andere im Plangebiet vorgesehene Nutzungsarten oder au-
ßerhalb des Plangebiets vorgesehene Nutzungen haben bzw. 
haben werden (vgl. HessVGH, Urteil, 3.2.2009, 3 A 1207/08, 
Rn. 71 - juris). Auch die von der Kanzlei BAUMANN Rechtsan-
wälte als notwendig erachteten Betrachtungen von denkbaren 
Gefährdungsszenarien sind folglich in der Rechtsprechung an-
erkannt. 

Welchen Umfang die konkreten Ermittlungen der Gemeinde 
annehmen müssen, dürfen oder können, ist notwendig nur ein-
zelfallbezogen zu beantworten. Entscheidend ist aber, dass an-
hand der einschlägigen Rechtsprechung jedenfalls zweifelsfrei 
eine entsprechende Befugnis der Stadt Braunschweig festge-
stellt werden kann, sich mit der vorhandenen Situation auch in 
Hinblick auf ihre strahlenschutzrechtlichen Implikationen aus-
einander zu setzen. Nach hier vertretener Auffassung hat sich 
im konkreten Fall aufgrund der jahrelangen planerischen Untä-
tigkeit und der bisher mangelnden, eigentlichen „Standortent-
scheidung“ das Ermessen hinsichtlich der Erforderlichkeit der 
Bauleitplanung nach § 1 Abs. 3 BauGB bereits hin zu einer 
Planungspflicht verdichtet. Das Maß der Ermittlung und Bewer-
tung von Auswirkungen der vorhandenen und geplanten Nut-
zungen bei Erfüllung dieser Planungspflicht bzw. bei Wahrneh-
mung der planerischen Möglichkeiten hängt ganz entscheidend 
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von den planerischen Vorstellungen der Gemeinde ab und ist 
damit auch eine politische Entscheidung. 

Insofern ist es bedauerlich, dass sich die Stadt Braunschweig 
bei ihrer Bewertung der gutachterlichen Aussagen der Kanzlei 
BAUMANN Rechtsanwälte auf Nebensächlichkeiten konzentriert, 
anstatt die aufgezeigten Planungsmöglichkeiten als positive An-
regung zu begreifen. Deshalb ist es außerordentlich zu begrü-
ßen, dass die Stadt Braunschweig sich nun Hilfe bei einer kom-
petenten Fachanwaltskanzlei gesucht hat. 

Zu den im Rahmen einer Bauleitplanung zu berücksichtigenden 
Gesichtspunkten sei noch auf Folgendes hingewiesen: 

c. Berücksichtigung der Privilegierung im Außenbereich 

Die Stadt Braunschweig kann im Rahmen der Bauleitplanung 
insbesondere berücksichtigen, dass die hier vorliegenden Nut-
zungen vorwiegend dem Außenbereich zugewiesen sind und 
hierdurch u.a. notwendige Abstände zu schutzbedürftigen Nut-
zungen gewährleistet werden sollen.  

Die Rechtsprechung hat die hierfür einschlägige Regelung des 
§ 35 Abs. 1 Nr. 7 BauGB bzw. entsprechende Vorgängerrege-
lungen des BBauG, die neben der Erforschung, Entwicklung 
oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken auch die 
Entsorgung radioaktiver Abfälle als privilegiert im Außenbereich 
zulässige Nutzungen vorsehen, in erster Linie auf Kernkraft-
werke angewandt. Für diese ist anerkannt, dass sie wegen des 
ihnen eigenen Gefahrenpotenzials und wegen der im Hinblick 
auf die mit ihrem Betrieb verbundenen Emissionen radioaktiver 
Stoffe nur im Außenbereich in Betracht kommen. Hierfür wird 
zusätzlich das bei einer Standortprüfung nach § 7 Abs. 2 Nr. 6 
AtG zu beachtende Strahlenminimierungsgebot herangezogen. 
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat in einer frühen Ent-
scheidung auch eine Sammelstelle für schwachradioaktive und 
mittelradioaktive Abfälle als im Außenbereich privilegiert zuläs-
sig angesehen (vgl. BayVGH, Urteil vom 24.05.1984, 2 B 83 
A.850, NVwZ 1984, 740 f. – Leitsatz 1 – juris). 

Hieraus kann insgesamt der Schluss gezogen werden, dass die 
Zwischenlagerung von radioaktiven Abfällen mit dem Ziel ihrer 
Entsorgung nach der gesetzgeberischen Grundentscheidung 
vornehmlich im Außenbereich vorgenommen werden soll. Dies  
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ist auch bei der Entscheidung über die weitere Entwicklung ei-
nes im Innenbereich vorhandenen Standortes in der gebotenen 
Art und Weise in die Abwägung einzustellen. Mit anderen Wor-
ten darf die Stadt Braunschweig berücksichtigen, dass im Falle 
einer Neuaufstellung eines Bebauungsplans ein Standort für die 
hier vorgenommene Nutzungen grundsätzlich im Außenbereich 
anzusiedeln wäre. Dies ist insbesondere im Hinblick auf die mit-
tel- bis langfristige Weiterentwicklung bestandsgeschützter Nut-
zungen von Bedeutung. 

d. Berücksichtigung des Grundsatzes der Trennung unverträgli-
cher Nutzungen 

Aus einem Nebeneinander von schutzbedürftiger Wohnnutzung 
und Industrie, Gewerbe oder Infrastruktureinrichtungen ergeben 
sich notwendig Konflikte, die auch und gerade im Rahmen der 
Bauleitplanung einer Lösung bedürfen. Die Rechtsprechung hat 
hierzu den Grundsatz der Trennung von unverträglichen Nut-
zungen als ein wesentliches Element städtebaulicher Entwick-
lung und damit einen elementaren Grundsatz städtebaulicher 
Planung entwickelt. Dieser beinhaltet das Gebot, dass Wohn-
gebiete und die nach ihrem Wesen umgebungsbelastenden In-
dustriegebiete möglichst nicht nebeneinander liegen sollten 
(vgl. BVerwGE 45, 309, 327). 

Dieser Grundsatz, der als zwingender Bestandteil des Gebots 
gerechter Abwägung im Bauplanungsrecht auch ohne aus-
drückliche gesetzliche Ausformung gilt, wird durch die Gewich-
tungsvorgabe des § 50 Satz 1 BImSchG bestätigt (vgl. nur Bat-
tis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 11. Auflage, § 1 Rn. 110). Frei-
lich ist zu sehen, dass der Grundsatz der weitgehenden Tren-
nung unverträglicher Nutzungen nicht uneingeschränkt gilt.  

Gerade bei dem hier vorliegenden Fall eines weitgehend be-
reits bebauten Bereichs und einer historisch gewachsenen 
städtebaulichen Gemengelage kann notwendig eine weitge-
hende räumliche Trennung der sich beeinträchtigenden Nut-
zungen nicht im gleichen Umfang verwirklicht werden, wie dies 
bei einer Neuplanung der Fall wäre. Das Trennungsgebot des  
§ 50 BImSchG und die entsprechende Konfliktlösungsmethode 
nach § 1 Abs. 7 BauGB finden deshalb nach Auffassung des 
Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts keine Anwendung, 
wenn es um die Überplanung einer vorhandenen Gemengelage 
geht (OVG Lüneburg, Urteil vom 12.1.2011, 1 KN 28/10, Rn. 
155 unter Verweis auf OVG Lüneburg, Beschluss vom 
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21.7.2008, 1 MN 7/08, BauR 2009, 465 - juris). Ob dies auch 
in Fällen wie dem vorliegenden gilt, also bei einem  unmit-
telbaren Nebeneinander von Wohnnutzung und Annahme,  
Behandlung und Lagerung schwach- bis mittelradioakt iver 
Abfälle, ist noch nicht entschieden. Die Standortbe dingun-
gen in Braunschweig sind jedenfalls - soweit erkenn bar - 
bundesweit einzigartig. 

Im Übrigen kann der Grundsatz der räumlichen Trennung je-
denfalls durch die in § 9 BauGB vorgesehenen Festsetzungs-
möglichkeiten sowie im Wege der Feinsteuerung nach § 1 Abs. 
9 und Abs. 10 BauNVO in solchen Situationen eine Binnendiffe-
renzierung innerhalb der geplanten Baugebiete gebieten. 

e. Berücksichtigung des vorhandenen Bestandes 

Im vorliegenden Fall der Überplanung eines jedenfalls teilweise 
bebauten Gebietes ist es für eine fehlerfreie Abwägung darüber 
hinaus erforderlich, dass die Stadt Braunschweig die im Be-
stand vorhandenen Nutzungen ausführlich ermittelt und bewer-
tet. Die Ermittlung der abwägungsrelevanten Gesichtspunkte 
erfordert deshalb bei der Überplanung eines teilweise bereits 
bebauten Gebietes eine erkennbare Bestandsaufnahme. Dieser 
allgemeine Grundsatz erlangt bei der Überplanung eines vor-
handenen Gewerbebetriebes in der Nachbarschaft zu einer 
vorhandenen oder geplanten Wohnnutzung besondere Bedeu-
tung. In einer solchen Konstellation ist zunächst eine sorgfältige 
Bestandsaufnahme betreffend des vorhandenen Betriebes und 
insbesondere seines Emissionsverhaltens erforderlich (so OVG 
Münster, Urteil  vom 08.03.1993, 11a NE 53/89, abgedruckt in 
BRS 55 Nr. 12, Rn. 52 m.w.N. – juris).  

Im vorliegenden Fall deutet die von der Firma Eckert & Ziegler 
selbst betonte räumliche Verflechtung der abgewickelten Tätig-
keiten mit den übrigen im Plangebiet ansässigen Firmen darauf 
hin, dass eine sorgfältige Bestandsaufnahme hier zunächst 
Klarheit darüber schaffen sollte, welche tatsächlich ausgeübten 
Nutzungen sich im Rahmen erteilter Baugenehmigungen hal-
ten. Aufgrund des teilweise hohen Alters der erteilten Geneh-
migungen kann überdies nicht ausgeschlossen werden, dass 
teilweise sehr offene Zulässigkeitstatbestände vorliegen, die 
notwendig die Frage aufwerfen, was alles von einem sehr wei-
ten Zulassungstatbestand umfasst sein kann.  
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Halten sich ausgeübte Nutzungen nicht im Rahmen des nach 
den vorhandenen Baugenehmigungen Zulässigen, ist dies un-
ter mehreren Gesichtspunkten bedeutsam. Einerseits ist die 
Legalität der ausgeübten Nutzung bei der Bewertung der 
Schutzwürdigkeit des Vertrauens ortsansässiger Unternehmen 
in bestehende Nutzungsrechte zu berücksichtigen, andererseits 
können diese Anlass zu bauaufsichtlichem Einschreiten geben. 
Für die eigentliche Bauleitplanung sind illegale Nutzungen auch 
deshalb von Bedeutung, weil eine Überplanung zu einer Legali-
sierung führen kann. Um zu entscheiden, ob sie eine etwaige 
Legalisierung herbeiführen will, muss die Stadt Braunschweig 
den vorhandenen Bestand genau kennen und entsprechend 
bewerten. 

f. Berücksichtigung der Interessen der ortsansässigen Unterneh-
men 

Die Stadt Braunschweig hat bei allen Planungsvarianten, aber 
im Besonderen bei denjenigen, die künftige Entwicklungsmög-
lichkeiten der ortsansässigen Unternehmen begrenzen oder 
ausschließen und/oder im Bestand ausgeübte Nutzungen ein-
schränken, das Interesse der Betriebe an einer Erhaltung des 
Bestandes und künftige Entwicklungsmöglichkeiten angemes-
sen in ihre Abwägung einzustellen. Die diesbezüglich im Zu-
sammenhang mit der Ermessensentscheidung über die Ertei-
lung einer Ausnahme von der bisher geltenden Veränderungs-
sperre getroffenen Aussagen des Verwaltungsgerichts Braun-
schweig (a.a.O., Rn. 51 – juris) entsprechen den Aussagen der 
sonstigen Rechtsprechung und sind auf die eigentliche Bauleit-
planung ohne weiteres übertragbar. Danach besteht zwar  

„einerseits kein Rechtsanspruch darauf, dass eine vorge-
fundene Planungssituation auf Dauer Bestand hat, ande-
rerseits kann eine Gemeinde aber im Fall einer teilweisen 
Planänderung ihr Planungsermessen nicht so frei aus-
üben, wie bei der Neuaufstellung eines Bebauungsplans, 
weil das Vertrauen eines Betroffenen in die bisherigen 
Festsetzungen grundsätzlich umso schutzwürdiger und 
stärker zu gewichten ist, je weiter sie realisiert worden 
sind. Deshalb muss die Gemeinde im Rahmen der vorzu-
nehmenden Abwägung den Interessen eines bereits im 
Plangebiet ansässigen Unternehmens am Fortbestand 
und der Entwicklung seines Betriebes ausreichend Rech-
nung tragen (vgl. NdsOVG, Urt. vom 18.09.2001 - 1 L 
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3779/00 -, BRS 64 Nr. 31). Denn das damit verbundene 
Eigentumsinteresse hat erhebliches Gewicht. Zudem ver-
langt die Beachtung der Belange der Wirtschaft (vgl. § 1 
Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 8 a BauGB) mehr als nur die Be-
rücksichtigung des durch Art. 14 GG garantierten Be-
standsschutzes; sie beinhaltet vielmehr auch die Abwä-
gung von Kapazitätserweiterungen und Modernisierungen 
von Anlagen, die zur Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit 
notwendig sind (vgl. OVG Münster, Urt. vom 08.03.1993 - 
11a NE 53/89 -, BRS 55 Nr. 12).“ 

Dies zeigt, dass das Interesse an der Beibehaltung und Ent-
wicklung einer im Bestand legal ausgeübten Nutzung mit ho-
hem Gewicht in die Abwägung einzustellen ist. Wie jeder Be-
lang sind diese Interessen aber im Rahmen der Abwägung 
durch im Einzelfall überwiegende, andere städtebauliche Be-
lange überwindbar. Auf die Grundsätze des Planungsschadens-
rechts nach §§ 39 ff. BauGB sei insofern zusätzlich verwiesen. 
Diesen Vorschriften sind auch entsprechende Vorgaben dar-
über zu entnehmen, unter welchen Voraussetzungen die Stadt 
Braunschweig bestehende Baurechte durch rechtskräftige Be-
bauungspläne weitgehend entschädigungslos wieder aufheben 
kann (vgl. z.B. § 42 Abs. 3 BauGB für die Fälle der Nichtaus-
nutzung rechtskräftiger Festsetzungen eines Bebauungsplans 
für eine Zeit von mehr als 7 Jahren). 

g. Gebot der Konfliktbewältigung 

Das Gebot der Konfliktbewältigung verlangt von jedem Bebau-
ungsplan, dass er die ihm zuzurechnenden Konflikte bewältigt, 
also die betroffenen Belange untereinander zu einem gerechten 
Ausgleich bringt. Dieses Gebot gilt für die bereits bestehenden 
und für die durch die Planung neu aufgeworfenen Konflikte (vgl. 
nur Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 11. Auflage, § 1 Rn. 115 
m.w.N.). 

Das Gebot der Konfliktbewältigung verbietet es insbesondere, 
dass Konflikte nur scheinbar gelöst werden. Es ist deshalb rea-
listisch zu beurteilen, ob eine Planung auch realisierbar ist. Eine 
Festsetzung, der praktische Hindernisse entgegenstehen und 
die deshalb nicht realisierbar ist, widerspricht dem Gebot der 
Konfliktbewältigung (vgl. dazu OVG Münster, Urteil vom 
08.03.1993, 11a NE 53/89, BRS 55 Nr. 12, Rn. 67 – juris).  
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Dem Planungsträger ist es nicht verwehrt, eine in der Örtlichkeit 
vorgefundene bauliche Nutzung zu "überplanen" und damit bei-
spielsweise eine Aussiedlung der bestehenden Betriebe anzu-
streben. Dies setzt jedoch voraus, dass gewichtige Gründe für 
eine Umgestaltung des Gebietscharakters angeführt werden 
können und dass die erforderlichen Veränderungen - zumindest 
langfristig - als realisierbar erscheinen, was insbesondere Aus-
sagen zur Bereitstellung der dafür erforderlichen Mittel voraus-
setzt (OVG Münster, Urteil vom 08.03.1993, 11a NE 53/89, 
BRS 55 Nr. 12, Rn. 68 f. – juris). 

III. Planungsvarianten 

In der vorliegenden Situation sind vielfältige Planungsvarianten denkbar, 
die durch ein Rechtsgutachten nicht aufgezeigt werden können. Vielmehr 
ist es ureigene Aufgabe der Stadt Braunschweig, hier eine eigenständige 
städtebauliche Konzeption zur Lösung der in dieser Form bisher einzigen 
Gemengelage in der Bundesrepublik Deutschland zu entwickeln. Es soll 
deshalb im Folgenden nur auf einige wenige Aspekte eingegangen werden, 
die anhand des vorliegenden Sachverhalts auffallen: 

1.) Bisher hat die Stadt Braunschweig die Grundentschei dung, ob 
sie ein unmittelbares Nebeneinander eines industrie llen Standor-
tes, von dem radioaktive Strahlen ausgehen, mittel-  bis langfris-
tig wünscht, offenbar noch nicht getroffen. Dies is t nachzuholen.  
Ohne diese Grundentscheidung - verbunden mit der Entwicklung ei-
nes konkreten Nutzungskonzepts - läuft die Bauleitplanung Gefahr, 
sich dem Vorwurf der Verhinderungsplanung auszusetzen. 

2.) Der Planung eines  Ausbaus des bestehenden Konditionierungs-
standortes  dürften , abgesehen davon, dass sie aktuell nicht dem 
Willen der Stadt Braunschweig entsprechen, die oben geschilderten 
rechtlichen Voraussetzungen für die Neuansiedlung e ines Stan-
dortes in der vorliegenden Form entgegenstehen . Eine Auswei-
tung der strahlenschutzrechtlichen Genehmigung auch auf Kern-
brennstoffe ist angesichts der örtlichen Lagebedingungen und der zur 
Verfügung stehenden An- und Abfahrtwege rechtlich problematisch. 
Die besondere Nähe zur Wohnbebauung und die mangelnden Puffer-
flächen lassen hier eine rechtssichere Planung nur schwer denkbar 
erscheinen. Das bereits der Standort im Bestand erheblichen rechtli-
chen Bedenken unterliegt und auch im Hinblick auf Sicherheitsfragen  
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die notwendigen Betrachtungen bisher ausstehen (vgl. Stellungnah-
me der ESK). Aber auch eine Ausdehnung des bestehenden Stand-
ortes ohne qualitative Ausweitung des Umgangs mit und der Lage-
rung von radioaktiven Stoffen und damit eine deutliche quantitative 
Ausweitung der bisher ausgeübten Tätigkeiten erscheint im Wege ei-
ner Bauleitplanung nicht realisierbar. Hier ist insbesondere zu be-
rücksichtigen, dass die Stadt Braunschweig parallel zu den oben ge-
schilderten Planungsaktivitäten betreffend den Industriestandort die in 
der Umgebung vorhandene Wohnbebauung bzw. die für deren Ver-
sorgung notwendige Infrastruktur stetig weiter entwickelt und verdich-
tet hat. So wurde erst kürzlich eine Kindertagesstätte neu errichtet, in 
der Umgebung wurde ein Jugendzentrum geschaffen und in der un-
mittelbaren Nähe des Standorts existiert eine Schule, welche die 
schulpflichtigen Kinder aus den angrenzenden Wohngebieten besu-
chen (müssen). Diese planerischen Aktivitäten der Stadt Braun-
schweig lassen eine Ausweitung des bestehenden Indu strie-
standortes aus hiesiger Sicht nicht zu, da hierdurc h die beste-
hende Gemengelage nur verschärft würde.  

3.) Erwogen werden könnte auch ein Übergang zu einer gewerblichen 
Nutzung unter Ausschluss der Abfallbehandlung , wie es bisher in 
der dem Urteil des Verwaltungsgerichts Braunschweig zu Grunde lie-
genden Bauleitplanung vorgesehen war. Hier werden in besonderem 
Maße die sich im Zusammenhang mit der Legalisierung ggf. beste-
hender illegaler Nutzungen im Bestand stellenden Fragen relevant. 
Darüber hinaus müssen die Auswirkungen der Festsetzungen auf die 
bestehenden Nutzungen untersucht werden. Eingriffe in den Bestand 
müssen abgewogen und bewertet werden. Hier kann eine erhöhte 
Steuerungswirkung durch eine Binnendifferenzierung innerhalb der 
Baugebiete erreicht werden. In jedem Fall sollten konkrete Ansied-
lungskonzepte für die bevorzugten gewerblichen Nutzungen erstellt 
werden. Aufgrund der Ausführungen des Verwaltungsgerichts Braun-
schweig ist aber auch anzunehmen, dass mit einem Ausschluss der 
Abfallbehandlung bzw. mit den diesen bisher zu Grunde gelegten 
Zielvorstellungen der Stadt Braunschweig eine Abwehr des aktuellen 
Vorhabens der Firma Eckert & Ziegler nicht möglich ist und damit ei-
ne räumliche Ausdehnung des bisherigen Standortes durch Inan-
spruchnahme weiterer, bisher unbebauter Flächen nicht erreicht wer-
den kann. Sofern die Stadt Braunschweig also das Ziel verfol gt, 
den bisherigen Standort nicht weiter zu entwickeln,  ist die bisher 
angestrebte Lösung nicht ohne Weiteres geeignet, di eses Ziel zu 
erreichen. Darüber hinaus besteht die konkrete Gefa hr, dass 
baurechtlich illegal ausgeübte Nutzungen legalisier t werden.  
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4.) Des Weiteren ist nicht ausgeschlossen, dass eine Orientierung der 
Planung an den Festsetzungen des Flächennutzungspla ns  erfolgt 
und beispielsweise in größerem Umfang landwirtschaftliche Flä-
chen  festgesetzt werden. Auch solche Planungsvarianten unter Ver-
kleinerung der bebaubaren Flächen erscheinen grundsätzlich dar-
stellbar. Zu berücksichtigen ist hier, dass die Stadt Braunschweig 
durch die Rücknahme der ersten Veränderungssperre im Jahr 2010 
einen Vertrauenstatbestand zu Gunsten der Firma Eckert & Ziegler, 
aber auch zu Gunsten der sonstigen am Standort ansässigen Unter-
nehmen, geschaffen hat. Den Bestand einschränkende oder künftige 
Entwicklungsmöglichkeiten beschränkende oder ausschließende 
Festlegungen bedürfen deshalb einer sorgfältigen Begründung. Ins-
gesamt muss ein solches Konzept gewichtige städteba uliche 
Gründe anführen können, die mit dem ohne Weiteres z ulässigen 
Ziel der mittelfristigen Auflösung der bestehenden Gemengelage 
aber darstellbar erscheinen. Die im vorliegenden Gu tachten ge-
schilderten Grundsätze für die Überplanung bereits bebauter 
Gebiete sowie die Vorgaben des Planungsschadensrech ts sind 
zu beachten. 

5.) Weiterhin planungsrechtlich denkbar erscheinen Vorschläge wie der 
Übergang zu einer kleinteiligen Entwicklung in Rich tung Misch-
gebiet , wie sie beispielsweise von der BISS e.V. im Rahmen der 
frühzeitigen Bürgerbeteiligung vorgeschlagen wurde. Diese Pla-
nungsvorschläge dokumentieren das durch die Wohnbevölkerung in 
die Beständigkeit und langfristige Verträglichkeit der von der Stadt 
Braunschweig unternommenen städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahmen (Kita, Schule, etc.) gesetzte Vertrauen und sind deshalb je-
denfalls als langfristige Planungsvariante durchaus denkbar. Aber 
auch hier ist Voraussetzung, dass die Stadt Braunschweig zunächst 
ein tatsächliches positives Planungskonzept und damit konkrete Vor-
stellungen entwickelt, welches planerische Ziel sie verfolgt. Dieses 
kann gerade auch darin bestehen, zukünftig die vorhandene Wohn-
bebauung am Standort zu stärken, indem beispielsweise alle bisher 
landwirtschaftlich genutzten Flächen als solche festgeschrieben wer-
den, ein feinkörniges Mischgebiet angestrebt und insgesamt eine 
Vervollständigung des Siedlungskörpers Wenden/Thune mit Wohn-
nutzung um das Gemeinbedarfszentrum herum versucht wird. 

Insgesamt betrachtet ist nochmals zu betonen, dass die Stadt Braun-
schweig in ihrem Stadtgebiet grundsätzlich befugt i st, bestimmte Nut-
zungen nach ihren eigenen planerischen Vorstellunge n auszuschlie-
ßen oder zu fördern und hierbei auch in bestehende Rechtspositionen 
einzugreifen, sofern sie eine positive Planungskonz eption entwickelt  
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und die hierbei verursachten Eingriffe sorgfältig a bgewogen hat. Dass 
im vorliegenden Fall auch Störfallbetrachtungen anz ustellen sind und 
sich daraus ergebende Rahmenbedingungen, wie Mindes tabstände, in 
die Beurteilung der Zukunftsfähigkeit des Standorte s einzufließen ha-
ben, ist evident. Dabei kann im Ergebnis nur die St adt Braunschweig 
selbst einschätzen, ob die in den Aufstellungsbesch lüssen 2010 für 
die mangelnde Entwicklungsfähigkeit des Standortes angeführten 
Gründe fortgelten. 

IV. Zusammenfassende Empfehlung 

Welches Entwicklungskonzept die Stadt Braunschweig als Folge des Fas-
sens der unter 1.) genannten Grundsatzentscheidung auch verfolgt, ange-
sichts der vielfältig berührten Interessen und der nachvollziehbaren Ängste 
in der Bevölkerung erscheint in erster Linie eine transparente und kommu-
nikative Entwicklung eines städtebaulichen Konzepts erforderlich.  

Die Stadt Braunschweig sollte – auch im Interesse der ortsansässigen Un-
ternehmen – klar kommunizieren, ob sie an dem bestehenden Industrie-
standort planerisch festhalten möchte. 

Zur Erhöhung der Akzeptanz sollten Planungsvorschläge aus den Reihen 
der Bürgerschaft eingeholt und näher betrachtet werden. Die Stadt Braun-
schweig sollte idealerweise eine bestimmte Anzahl von Planungsvarianten 
einer fachplanerischen und rechtlichen Begutachtung zuführen und auf Ba-
sis eines solchen „Masterplans“ eine eigenständige planerische Konzeption 
entwickeln. Hierbei ist auf den Ablauf der Veränderungssperre in 2014 zu 
achten. Es erscheint allerdings bei Beauftragung eines entsprechenden 
Fachbüros ohne Weiteres möglich, jedenfalls eine entsprechende Analyse 
der wichtigsten Varianten noch rechtzeitig zu gewährleisten. 

Vorsorglich ist noch darauf zu verweisen, dass grundsätzlich auch andere 
städtebauliche Mittel, wie beispielsweise Sanierungssatzungen, angedacht 
werden können, insbesondere wenn sich erweisen sollte, dass allein die 
kommunale Bauleitplanung zur Bewältigung der bestehenden Probleme 
nicht ausreichend ist. 
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Die Entwicklung eigenständiger städtebaulicher Vors tellungen ist 
damit insgesamt betrachtet die vordringlichste Aufg abe der Stadt 
Braunschweig, wobei ein Ausbau mit einer weiteren I ntensivierung 
der im Bestand ausgeübten Aktivitäten nach hiesiger  Auffassung 
rechtlich nicht möglich ist. 

 

 

 RAin Franziska Heß          RAin Franziska Heß 
Fachanwältin für Verwaltungsrecht          Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
      (für RA Baumann - außer Haus) 
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